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Niederlassung  
von Landärzten in 
Sachsen gefördert
 
Die gesetzlichen Krankenkassen und 
die Kassenärztliche Vereinigung 
Sachsen (KVS) haben 2012 die Nie-
derlassung von Landärzten in Sach-
sen mit 883.000 Euro aus Mitteln 
des Strukturfonds unterstützt. Als 
Soforthilfen wurden nach Angaben 
der Landesvertretung Sachsen des 
Verbandes der Ersatzkassen (vdek) 
512.000 Euro für Investitionskosten-
zuschüsse bei Übernahme und Neu-
gründung von Praxen sowie für Min-
destumsätze gezahlt. Ein ähnlicher 
Betrag ging in die Bindung ärztlichen 
Nachwuchses an Sachsen. Mit 
246.000 Euro wurde ein Modellpro-
jekt gefördert, bei dem Medizinstu-
denten im Ausland studieren und 

später im Freistaat arbeiten sollen. 
125.000 Euro wurden für Studienbei-
hilfen an deutschen Hochschulen 
ausgegeben.
Der Großteil der aus dem sächsi-
schen Fonds geförderten 23 Arztstel-
len entfiel auf den hausärztlichen 
Bereich. Insgesamt 19 Hausärzten 
wurde geholfen, wobei elf von ihnen 
in Torgau/Oschatz tätig sind. Dane-
ben wurden ein Augenarzt (Mittle-
rer Erzgebirgskreis), ein HNO-Arzt 
(Annaberg), ein Kinderarzt (Zwickau-
Stadt) und ein Nervenarzt (Rochlitz) 
gefördert. Außerdem erhielten 41 
Medizinstudenten Unterstützung, die 
nach Studienabschluss als Hausärzte 
im ländlichen Raum praktizieren sol-
len.
Etwa ein Drittel der in Sachsen maxi-
mal möglichen 2,5 Millionen Euro 
wurde ausgegeben. Die Maßnahmen 
der letzten Monate lassen erwarten, 

dass in diesem Jahr ein weitaus grö-
ßerer Betrag für den Strukturfonds 
verwendet wird. So werden ab dem 
Herbst 20 Medizinstudenten im 
deutschsprachigen Studiengang Hu
manmedizin an der Universität Pécs 
(Ungarn) durch Übernahme der Stu-
diengebühren gefördert.
Die Kassenärztlichen Vereinigungen 
können bis zu 0,1 Prozent des ärztli-
chen Honorars in den Strukturfonds 
geben. Die Krankenkassen entrich-
ten in den Fonds einen Beitrag in 
gleicher Höhe. Über die Verwendung 
des Geldes entscheiden die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen. In Sachsen 
besitzen die Kassen dabei ein Mit-
spracherecht.

Knut Köhler M.A.
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

NS-Zwangs
sterilisation

„Ich bin jetzt nur ein halber 
Mensch“ 

Zum 80. Mal jährte sich am 14. Juli 
2013 die Verabschiedung des „Ge
setzes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses“. Aus diesem Anlass 
diskutierten am 17. September 2013 
Fachleute aus Sachsen mit rund 70 
Gästen über die NS-„Erbgesundheits
politik“ und die Praxis der Zwangs-
sterilisation in Sachsen. 
Zu Beginn der Veranstaltung stellte 
der Schauspieler Martin Sommer 
zum Gedenken an die Opfer der 
nationalsozialistischen Zwangssterili-
sation einige ausgewählte Biografien 
vor.
Anschließend gab Prof. Dr. med. 
habil. Otto Bach, Facharzt für Neuro-
logie und Psychiatrie, Leipzig und 
Vorsitzender der Sächsischen Akade-
mie für ärztliche Fort- und Weiterbil-
dung, einen Gesamtüberblick über 
die „Erbgesundheitspolitik“ in Sach-
sen 1933 bis 1945. Seine zentrale 
Frage war, warum sich ein Volk in 
weiten Teilen geradezu rauschhaft 
einem diktatorischen Führungsprin-
zip unterwarf.

Über die Rolle der Justiz in der 
Zwangssterilisationspolitik in Sach-
sen referierte der Historiker und Lei-
ter der Gedenkstätte Pirna-Sonnen-
stein, Dr. Boris Böhm. Er sprach 
davon, dass die Selbstanzeigen der 
Betroffenen beim Erbgesundheitsge-
richt fast immer durch Manipulation 
zustande kamen, zum Beispiel durch 
Freiheitsentzug oder Urlaubssperre 
der stationär behandelten Patienten.
Im Vortrag von Dr. med. Birgit Töpolt, 
Fachärztin für Innere Medizin in 
Dresden, ging es um die Vorge-
schichte und Praxis der Zwangssteri-
lisation im Dresdner Raum 1933 bis 

1945. Dr. med. Birgit Töpolt promo-
vierte 2001 zu diesem Thema und 
untersuchte dabei über 700 Kran-
kenakten. Daraus ging hervor, dass 
bereits vor der Erlassung des „Geset-
zes zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses“ Schwangerschafts
unterbrechungen und Sterilisationen 
unter Zwang in Dresden stattfanden.
Bei der Podiumsdiskussion, die von 
dem Medizinethiker aus München, 
Ulrich Braun, moderiert wurde, 
debattierte das Publikum angeregt 
mit den Referenten. Prof. Bach 
sprach sich dafür aus, die damaligen 
Verfahren nicht aus der wissen-




